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Sachgebiet 2023 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 

(1. BesVG) 

— Drucksache W1684 — 

über den von den Abgeordneten Benda, Berger, Wagner (Günzburg), 
Dr. Stoltenberg, Stücklen und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsredits 
(Drittes Besoldungsneuregelungsgesetz) 

— Drucksache W1573 — 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

— Drucksache VI/332 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

— Drucksache VI/9 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Jenninger 


Die Gesetzentwürfe sind durch eine interfraktio- 
nelle Arbeitsgruppe zu einem einheitlichen Entwurf 
zusammengefaßt worden. Dieser Gesetzentwurf ist 
mit der Haushaltslage vereinbar. 

Es werden sowohl lineare als auch strukturelle 
Verbesserungen der Bezüge der Besoldungs- und 
Versorgungsempfänger herbeigeführt. 

Der Gesetzentwurf enthält im wesentlichen: 

a) Anpassung der Beamten- und Versorgungsbezüge 
ab 1. Januar 1971 um durchschnittlich 7 v. H., 

b) Harmonisierung des Zulagenproblems, 


c) Maßnahmen für die Bundeswehr entsprechend 
dem Weißbuch 1970, 

d) Eröffnung der Möglichkeit zur Zahlung einer 
Mehrarbeitsentschädigung für Beamte der Besol- 
dungsordnung A, 

e) Wegfall der im Gesetz über vermögenswirksame 
Leistung für Bundesbeamte enthaltenen Einkom- 
mensgrenze von 1000 DM, 

f) Änderung der bisher steuerfrei gewährten Mini- 
sterialzulage und andere Maßnahmen. 

Der Bund wird durch den Gesetzentwurf für 1971 
mit 1067,4 Millionen DM belastet. Die Mehrkosten 
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können im Rahmen der Personaltitel der Einzelpläne 
in Verbindung mit dem Personalverstärkungstitel 
(Epl. 60, Kap. 60 02, Tit. 461 01) gedeckt werden. Ab 
1972 sind die Gesamtkosten in der Finanzplanung 
des Bundes enthalten. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß vorgeschlagenen Fassung des Gesetzent- 
wurfes — Drucksache VI/ 1885 — , in der die Gesetz- 
entwürfe — Drucksachen VI/ 1684, VI/ 1573, VI/332 
und VI/9 — zusammengefaßt worden sind. 


Bonn, den 4. März 1971 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Dr. Jenninger 

Berichterstatter 



